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bericht über die Verhandlungen
-es dreizehnten Landtags

des Großherzogthums Oldenburg.

Zweiundfünfzigste Sitzung.

Oldenburg , den 27 . Mai 1861 . Morgens 10 Uhr.

- !1 -

Tagesordnung: 1) Fortsetzung der Berathung der Wegeordnung für das Herzogthum Oldenburg.
2) Bericht des Ausschusses über die Gesetzvorlage, betreffend Abänderungen des Gesetzes für das Herzog¬

thum Oldenburg vom 30. Januar 1860 wegen Anwendung der Claffenstcuer rc. auf Gemeinde-
Umlagen.

3) Bericht desselben Ausschusses über den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstcnthum Lübeck, betreffend
die Anwendung der Classcn- ic. Steuer auf Gemeinde-Umlagen. .

4) Bericht des Finanzausschusses, betreffend die Kosten der Abschließung des Freihafens Brake.
5) Bericht desselben Ausschusses, betr. den regulativmäßigcn Gehalt der Cammercasse- Gehülfcn und

Copiisten.
6) Bericht desselben Ausschusses, betreffend den nachträglichen Voranschlag zur Pvstcasse.
7) Bericht desselben Ausschusses, betreffend den Voranschlag der Ausgaben für das Bundekcontingent,

den Bau eines Zeughauses rc.

Vorsitzender: Präsident Dannenberg.

Älm Ministertische: Die Herren Staatsminister Zebelins
und die Reg.-Commissaire Steche und Bucholtz.

Der Präsident eröffnet die Sitzung und verliest der Schrift¬
führer Bartel  das Protokoll der letzten Sitzung . Dasselbe
wird genehmigt.

Eingegangen ist ein Schreiben der Staatsregierung,
betreffend die Erhaltung des Leuchtthurms auf der Insel
Wangerooge. (An den Finanzausschuß.)

Auf der Tagesordnung steht zunächst die Fortsetzung der
Berathung der Wegeordnung.

Die Berathung ist ln der letzten Sitzung bis zum Art . 124
gekommen.

Der Berichterstatter Russell  fährt fort in der Verlesung
des Berichtes.

Antrag 212:
Reg.-Commissair Steche : Er könne den Antrag der

Minderheit, welche den alten Tarif beibchalten wolle, nicht
empfehlen. ES sei allerdings möglich, daß in der ersten Zeit
in Folge des neuen Tarifs eine geringere Einnahme hcrbei-
geführt werde, namentlich bei den verpachteten Einnahme¬
stellen. Er bezweifle aber keineswegs, daß dies sich mit der
Zeit ausgleichen werde, und lege er einen entschiedenen Werth
darauf, daß der Reisende bei der Bezahlung des Weggeldes

mit einem oder zwei Stücken dasselbe entrichten könne, ohne
nölhig zu haben, sich herausgebcn zu lassen.

Abg. Ahlhorn : Er sei für den Antrag der Minderheit,
und zwar aus dem von dem Herrn Reg.-Commissair hervor¬
gehobenen Grunde , daß cs besser sei, abgerundete Geldsätze
zu haben. Mit dem Weggeld unter öe. 1 könne er sich ein¬
verstanden erklären; dasselbe sei zwar im Vcrhältniß zum
bisherigen Satze erhöht worden, aber eS werde auf diese
Weise eine runde Summe hergestellt; der jetzige Satz betrage
4 Grote, man gebe wenigstens zw;-. Groschen hin und müsse
sich so herausgeben lassen. Mit den übrigen Sätzen dagegen
sei er nicht einverstanden. Zwar habe er nichts gegen die
bei diesen Sätzen cingctretenen Erniedrigungen zu erinnern,
ja er würde selbst nicht dagegen sein, überhaupt das Weg¬
geld aufzuheben, aber er habe zu bemerken, daß man auf
dem Lande meistens mit Landfuhrwerk fahre, und daß, da für
dasselbe ein ungradcr Satz festgesetzt sei, für die Landleute
stets eine Verzögerung entstehen würde. Ueberhaupt, glaube
er, drücke der Entwurf sich nicht genau aus;  der Ausdruck
„zum Fortschaffen von Personen" sei nicht genügend. — Er
halte hiernach auch dafür, daß man bis zum Jahre 1868,
wo der Zvllvertrag abgelaufen sei, die alten Tarife beibe¬
halten könne. Vielleicht werde die Staatsregierung dann im
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Stande sein , einen neuen Tarif mit neuen Sätzen vorzu-
Icgcn.

Berathung geschlossen.
Berichterstatter Russell : Er empfehle den Antrag der

Mehrheil . Der neue Tarif beseitige den Mangel an abge¬
rundeten Summen . Grade das rasch reisende Publicum be¬
zahle runde Summen , die langsam fahrenden Frachtfuhrwerke
dagegen , denen eine Verzögerung Nichts ausmache , Bruchtheile
in Schwären . Außerdem mache er darauf aufmerksam , daß
dieselben Sätze in Preußen bestünden . Er Halle es aller¬
dings auch für wünschenswerkh , das Weggeld ganz aufzu¬
geben und sei dies auch nationalökonomisch richtig . Olden¬
burg könne dies aber augenblicklich noch nicht khun , da in
den Nachbarländern das Weggeld noch bestehe , und die
Staatskasse die Einnahme an Weggcld nicht entbehren könne.

Der Minderhcitsantrag 212 wird abgelehnt.
Antrag 212 a . :
Zu demselben wird das Wort nicht begehrt , die Bera-

lhung geschlossen und die Abstimmung vorläufig ausgesetzt.
Antrag 213:
Reg . -Commissair Steche : Er könne sich mit dem An¬

trag 213 nicht einverstanden erklären . Der Ausschuß sage in
seinem Berichte , daß es nicht zu begreifen sei, warum bei
einer Kunststraße , die mit einer andern nicht verbunden sei,
für das Weggeld nicht dieselben Bestimmungen wie für die
andern KruFstraßen gelten sollten . Er meine , daß dies schon
in den Motiven begründet sei. Es handle sich darum , be¬
stehende Weggelderhebungen für kürzere Strecken aufrecht zu
erhalten . Die Chaussee von der Esperner Brücke bis nach

Apen sei kürzer als ^ eine halbe Meile ; werde der Antrag des
Ausschusses angenommen , so werde hier die Erhebung des
Weggeldes vielleicht aufgehoben werden müssen und die Staats¬
kasse eine Einbuße von ca . 300 -̂ erleiden . Sodann befinde
sich eine weniger als eine halbe Meile lange Chaussee von
Burhave nach Fedderwardersiel , die für 85 ^ verpachtet
sei. Außerdem werde , wenn man diesen Grundsatz für Staats¬
straßen annehme , derselbe auch auf die Gemeindewege auszu¬
dehnen sein und werde dann auch die Weggelderhebung
der Gemeinde Bockhorn für die Chaussee von Bockhorn nach
Grabstede nicht beibehalten werden können . Auf der andern
Seite sei er mit dem Ausschuß einverstanden , daß es zur
Forderung zukünftiger Ehausscebauten gerathcn sei, nicht schon
bei einer Strecke unter einer halben Meile ein Weggeld zu
erheben , und er beantrage daher für den Fall , daß der Aus¬
schußantrag 213 angenommen werden sollte:

Im Art . 124 tz. 4 des Entwurfs werden die Worte
„in der Regel " gestrichen und werden dafür gesetzt:
»sofern nicht gegenwärtig etwas Anderes besteht " .

Abg . Braver : Er sei für den Ausschußantrag und zwar
deshalb , um die Staatsregierung zu veranlassen , nicht kleine
Stückchausseen zu bauen , diese hätten noch nicht viel Heil
gebracht . Die Erhebung deS Chausseegeldes von der Esperner
Brücke bis nach Apen könne seinetwegen beibehalten werden.

Abg . Selkmann II . : Er halte den Ausschußantrag 213

Berichte . XIII . Landtag.

für diejenigen Staats - und Kunststraßen , welche fortgebaut
werden sollten , unbedenklich . Er könne sich aber dem An¬
träge aus einem andern Grunde nicht anschließen , weil er sich
nämlich den Fall denken könne , daß einzelne kurze Strecken
ganz unfahrbar seien und man sie deshalb mit Pflaster ver¬
sehen müsse . Für solche Strecken werde nun nach demAus-
schußantrage ein Weggeld nicht erhoben werden können , und
fürchte er daher , daß derselbe abhalten werde , solche Strecken
zu bepflastern . Er werde daher für den Entwurf stimmen.

Abg . StraSerjan II . : Er sei für den Ausschußantrag 213
mit dem vom Herrn Reg .- Commissair beantragten Zusatz . Mit
dem Abg . Brader  sei er einverstanden , daß es wünschens-
werth sei, nicht mehr so kleine Strecken zu erbauen und für
diese ein Weggeld zu erheben . Was der Abg . Selkmann  II.
gesagt habe , habe allerdings einige Berechtigung , doch werde
man sich hier dadurch helfen können , daß man die Strecken
etwas über eine halbe Meile lang baue , was dem Verkehr
eben auch nicht schaden werde . Was die Chaussee von Bock¬
horn betreffe , so werde für diese das Weggeld auf den Antrag
des Herrn Reg .-Commissairs aufrecht erhalten , und sei er
deshalb für denselben.

Berathung geschlossen.
Berichterstatter Russell : Er empfehle den Ausschuß¬

antrag . Er halte es nicht für gut , wenn in ein Gesetz über
einzelne Fälle Bestimmungen ausgenommen würden . Die
vom Herrn Reg .-Commissair hervorgehobenen Fälle seien schon
vom Ausschuß berücksichtigt ; es stehe nämlich im Entwurf:
„in der Regel " . Sei cs daher einmal für eine kurze Strecke
erforderlich , ein Weggeld zu erheben , so stehe der Regierung
cs offen , dies zu verfügen . Das aber habe der Ausschuß
verhüten zu müssen geglaubt , für kurze Strecken Chausseen
zu erbauen und dafür ' gleich ein Weggeld zu erheben , da dies
den Chausseebau hindere.

Die Berathung wird auf den Antrag des Reg .- Cvmmis-
sairs wieder eröffnet.

Reg .-Commissair Steche : Gegen die Bemerkung des
Herrn Berichterstatters müsse er hervorheben , baß er nicht
finden könne , welcher Tarif denn für die Strecken unter
einer halben Meile anzuwcnden sei. Nach dem Ausschuß-
antrage solle in der Regel nur dann , wenn die Strecke min¬
destens eine halbe Meile lang sei, ein Weggeld erhoben wor¬
den , und zwar die Hälfte des tarifmäßigen Satzes,
wenn die Kunststraßc wenigstens eine halbe Meile
lang  sei . Welcher Tarif aber anzuwenden sei, wenn die
Strecke weniger als eine halbe Meile lang ssei, dafür fehle
eine Bestimmung . Deshalb halte er den von ihm beantrag¬
ten Zusatz für nöthig.

Berichterstatter Russell : Er glaube doch , daß dies schon
nach dem H. 1 möglich sei, wo ganz generell gesagt sei, daß
das auf Staatswegen zu zahlende Weggeld bei jeder Hebe¬
stelle in der Regel nach dem diesem Gesetze angehängten Ta¬
rife zu erlegen sei . ES könne also nur dieser Tarif benutzt
werden.

Abg . Rüder : Er erlaube sich die Frage an den Herrn
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Reg .-Commissair , ob es nicht thunlich sei, den von ihm an¬
gebrachten Antrag auf die bestehenden Privatchausseen zu be¬
schränken . Der Staat könne den für seine Strecken ent¬
stehenden Verlust wohl ertragen , da er ja bald die betreffen¬
den Strecken verlängern könne.

Abg . Braver : Er müsse diesem doch widersprechen . Die
Strecke von der Esperner Brücke bis nach Apen bringe
300 ein ; auf diese so ohne Weiteres zu verzichten , scheine
ihm nicht thunlich.

Reg .-Commissair Steche : Er könne sich dem Abg.
Brader  anschließen und glaube aus dem angeführten Grunde
nicht , daß der Antrag auf die Privatchausseen zu beschränken
sei . — Gegen den Herrn Berichterstatter müsse er bemerken,
daß im Z. 2 gesagt sei, daß , wenn die Länge einer Kunst¬
straße nicht in vollen Meilen aufgehe , für den Ueberschuß,
wenn letzterer mindestens eine halbe Meile betrage , die Hälfte
zu erhebe » sei. Es sei aber nicht gesagt , daß man bei kürze¬
ren Strecken von diesem Satze wieder die Hälfte oder den
dritten Theil nehmen könne.

Die Berathung wird wieder geschlossen.
Berichterstatter Russell : Er wolle noch darauf aufmerk¬

sam machen , daß es doch nicht gerechtfertigt sei , lediglich die
bestehenden Verhältnisse zu berücksichtigen . Er sehe nicht ein,
warum nicht auch für die zukünftigen Verhältnisse dasselbe
gelten solle . Die Regierung habe es in der Hand , welchen
Tarif sie für die kurzen Strecken anwenven wolle.

Es wirb zur Abstimmung geschritten und der Antrag 213
angenommen , dagegen der Antrag des Reg . - Commissairs
abgelehnt.

Der A » tr . 214 ist durch die Ablehnung des Antr . 212 erledigt.
Der Antrag 214 a . wird ohne Debatte angenommen.
Artikel 125 des Entwurfes:

Abg . Müller : Der tz. 2 des Art . 125 ermächtige sud a.
die Regierung , in den ihr geeignet scheinenden Fällen Ein¬
zelnen zu gestatten , statt jedesmaliger Entrichtung des Weg¬
geldes eine Aversionalsumme zu bezahlen . Er glaube , daß
der Staat bei dieser Einrichtung nur Schaden habe und be¬
antrage er daher:

Im Art . 125 werde §. 2 s . gestrichen.
Der Antrag wird unterstützt und zur Berathung verstellt.
Abg . Klävemann : Er empfehle den Entwurf beizube-

halten . Es sei allerdings wohl wahr , daß der Einzelne nicht
darauf eingehen werde , eine solche Aversionalsumme zu qccor-
diren , wenn er keinen Vortheil dabei habe . Es sei deshalb
aber noch nicht nothwendig , daß der Staat Schaden dabei
erleide , wenn eine Aversionalsumme vereinbart werde . Ein
Einzelner werde sich leicht dazu verstehen , reichlich viel
zu bezahlen , um nur nicht bei der Hebestclle stets still Hallen
und stets die Hand in der Tasche haben zu müssen.

Reg .-Commissair Steche : Er sehe ebenfalls keinen Grund
dafür , diese Bestimmung des Entwurfes , welche nur das Be¬
stehende erhalten solle , wegfallen zu lassen . Es sei manchen
Eingesessenen wesentlich mit dieser Einrichtung gedient , na¬
mentlich den in der Nähe der Städte Wohnenden . Zum

'Nachthcil der Casse werde diese Bestimmung selten sein , da
die Stellen , wo dieses Anwendung finde , sämmtlich ver¬
pachtet seien.

Abg . Selkmann H. : Er fasse die fragliche Bestimmung
des Entwurfes , wie dies auch von den Vorrednern geschehen
sei, dahin auf , daß dieselbe den Verkehr für die Eingesessenen
erleichtern solle . Man habe vorhin vom Berichterstatter ge¬
hört , daß es wünschenswert !) sei , die Weggelderhcbung ganz
aufzuheben . Dies sei aber nicht thunlich . Es werde nun
durch die Gestattung der Zahlung einer Aversionalsumme der
innere Verkehr wesentlich erleichtert , daher möge man wenig¬
stens dies , und mit Dank accepkiren . Für die kleineren Leute
und Betricbsanstalten , welche mit Torf , Ziegelsteinen u . s. w.
führen , sei das Chausseegelv nicht nur unbequem , sondern
häufig selbst ungerecht ; dieselben benutzten die Chaussee oft
nur für kurze Strecken . Es enthalte daher die Bestimmung
des Entwurfes nicht nur eine Erleichterung des Verkehrs,
sondern sie gebe auch die Möglichkeit , für eine Anzahl von
Leuten Gerechtigkeit eintreten zu lassen . Er empfehle daher
den Antrag deS Abg . Müller  abzulehnen.

Abg . Brader : Er würbe ebenfalls für die Beibehaltung
des Entwurfes sein , wenn er einen praktischen Nutzen von
der Bestimmung desselben sähe . Wenn ein kleiner Mann
vom Lande oder eine Betricbsanstalt sich an die Regierung
wende , um mit ihr einen Vertrag über eine zu zahlende
Aversionalsumme abzuschließen , so wisse er nicht , wie die
Regierung diese Summe ermitteln könne . Bei größeren Be-
triebsanstaltcn erleide aber der Staat durch solchen Abschluß
Schaden , und er sei daher der Ansicht , daß diese Bestimmung
abzuschaffen sei , bis bestimmte Regeln über die Ermittelung
der zu zahlenden Aversionalsumme ausgestellt seien . Da , wo
die Hebestellen verpachtet seien , stelle sich die Sache freilich
einfacher und sei eine solche Bestimmung auch wohl zweck¬
mäßig , weil hier der Staat eine bestimmte Pachtsumme
beziehe.

Berichterstatter Russell : Er könne sich dem Abg . Selk¬
mann II . anschließen und wolle nur noch hervvrheben , daß
diese Bestimmung auch finanziell richtig sei. Der Abg.
Brader  habe gewünscht , daß ihm nachgewiesen werde , daß
dieselbe einen praktischen Nutzen gewähre . Für die Pächter
sei der Abschluß solcher Contracke wünschenswerth , weil sonst
manche Leute die Chaussee nicht so häufig benutzen würden;
z. B . bei einem Kirchdörse würden Viele , wenn sie jedes
Mal das Weggeld entrichten sollten , lieber vorher mit ihrem
Wagen halten , um die Hebestclle nicht zu passiren , während
sie sonst die Chaussee ganz benutzen würden . Wenn es nun
im eigenen Interesse der Pächter , die , wie er aus Erfahrung
wisse , häufig Conkracte auf eine Aversionalsumme fürs Weg¬
geld abschlössen , liege , solche Verträge abzuschließen , so sehe
er nicht ein , warum es nicht auch für den Staat hinsichtlich
der übrigen Hebestellen vortheilhast sein sollte.

Abg . Brader : Wenn die Regierung in derselben leich¬
ten Weise wie die Pächter mit den Leuten diese Vereinbarun¬
gen abschließen könnte , so würde er Nichts dagegen haben.
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So aber , wie die Regierung stehe , sei cs zu kleinlich für sie,
sich auf solche Verträge einzulassen . Dazu befürchte er Un¬
zufriedenheiten und Beschwerden , die mit der Sache in keinem
Verhältnis ! ständen.

Abg . Selkmann H . : Die Befürchtung des Abg . Bra¬
ver tdeile er nicht ; die Regierung , welche die Bestimmung
vorschlage , werde gewiß jedes billige Gebot acceptiren . Mit
dem Abg . Russell  sei er einverstanden , daß die B̂estimmung
des Entwurfes auch finanziell vortheilhaft sei . Er glaube,
baß Mancher lieber selbst eine etwas höhere Avcrsionalsumme
zahle , als jedes einzelne Mal das Weggeld entrichten zu müssen.
Mit den Pächtern der Hebestellen würden solche Contracte
vielfach abgeschlossen und würden dieselben gewiß ihr In¬
teresse wahren . Der Abg . Brader  habe solche Abschlüsse
mit Pächtern ganz zweckmäßig gefunden . Es scheine ihm
aber nothwendig , auch bei den andern nicht verpachteten He-
bestcllen dies Recht zu geben , um die in der Nähe derselben
wohnenden Eingesessenen nicht schlechter zu stellen , als die
bei den verpachteten Hebestellen wohnenden . Sonst finde eine
ungleichmäßige Behandlung der Fuhrwerksbcsitzcr des Lan¬
des Statt , ungleichmäßig nach dem zufälligen Umstande , ob
eine Stelle verpachtet sei oder nicht.

Abg . Brörmann : Das , was er habe sagen wollen,
sei ihm schon vorweg genommen . Er wolle nur noch dem
Abg . Braver  gegenüber bemerken , daß wenn die Regierung
auf solche Verträge nicht eingehen wolle , sie den Entwurf
wohl nicht vorgclegt haben würde . Er werde daher gleich¬
falls für die Beibehaltung der Bestimmung des Entwurfes
stimmen.

Berathung geschlossen.
Der Antrag des Abg . Müller  wird abgelehnt , die

Abstimmung über den Artikel 125 ausgcsctzk.
Antrag 215:
Abg . Ahlhorn : Der Entwurf wolle , daß nur die von

den Pflichtigen  einer weltlichen oder Pfarr - Gemeinde
oder einer Schulacht selbst geleisteten , nicht ausver¬
dungenen Fuhren  von der Erlegung des Weggeldcs be¬
freit sein fvllien . Der Ausschuß wolle auch die ausvcrdun-
gencn Fuhren davon auSnehmen ; er sei hiermit durchaus ein¬
verstanden und "halte dies auch für nothwendig , weil imKir-
chcnverfassungsgefctz die Bestimmung getroffen sei , daß der
Kirchenhofdienst ausvcrdungen werden müsse,  sonst also der
Entivurf mit jenem Gesetze in Widerspruch treten würde . Er
habe dies als ein weiteres Motiv für den Ausschußantrag
hervvrhebcn wollen.

Abg . Müller : Zm Art . 126 sei im tz. 1 sud g . 3 ge¬
sagt , daß die Vorsitzenden der Vorstände der -Wasserbau - Ge¬
nossenschaften , die Deich - und Sielgeschwornen und die Sül-
meister bei Reisen in Angelegenheiten einer Wasserbaugenoffen¬
schaft von der Erlegung des Weggeldes frei sein sollten . Er
gebe dem Ausschuß für die zweite Lesung anheim , ob nicht
auch auf die Ausschüsse  dieser Genossenschaften dieselbe
Bestimmung anzuwenden sei. Einen Antrag wolle er diescr-
halb nicht stellen.

Berathung geschloffen.
Die Abstimmung über Antrag 215 wird ausgesetzt.
Antrag 215 g. :

^k >g. Brader : Er empfehle , diesen Antrag des Aus¬
schusses nicht anzunehmen . Der Ausschuß sage , daß als in
der Nähe wohnend Diejenigen betrachtet werden sollten , welche
innerhalb einer viertel Meile von der Hebestelle entfernt
wohnten , aber ihre Ländereien durch den Chausseebaum be-
wirthschaften müßten . Es sei daher besser, es bei dem Ent¬
würfe zu lassen.

Reg . - Commiffair Steche : Es gebe viele Leute auf der
Geest , die in der Marsch Ländereien pachteten und um die¬
selben zu bewirlhschaftcn , Stunden lang die Chaussee benutz¬
ten . Sollte man diese von der Erlegung des Weggeldcs be¬
freien ? Daß der Ausschuß festsctze , welche Leute als in der
Nähe der Hebestelle wohnend zu betrachten seien , halte er
für praktisch . So weit aber zu gehen , den landwirthschaft-
lichcn Betrieb generell auszunehmen , scheine ihm . in keiner
Weise gerechtfertigt.

Abg . Brader : Durch die Erklärung des Herrn Reg .-
Commiffairs würden ihm erst die Augen geöffnet , daß der
Entwurf noch gefährlicher sei als der Ausschußantrag . Bis¬
her seien die Leute , welche ihre Ländereien vom Hofe aus
durch den Chausseebaum bewirthschaftet hätten , frei gewesen.
Unter diesen Umständen werde er nicht für den Entwurf stimmen.

Neg .- Commissair Steche : Den Motiven sei ein Extract
aus den Bedingungen wegen Verpachtung von Weggelds¬
hebungen , sowie auS der Instruction der Weggelds - Erheber
angehängt und heiße es daselbst auf S . 713 unter 11 , daß
die in der Nähe der Barriere Wohnenden  von der
Erlegung des Weggeldcs frei seien . Es sei also in den Ent¬
wurf Nichts ausgenommen , als was bisher bestanden habe.
ES seien in der letzten Zeit öfter viele Gesuche um Befreiung
vom Weggelde bei der Regierung eingekommen und habe
diese bei der Erlheilung der Befreiung die Regel befolgt , daß
Diejenigen , welche z. B . bis zu 5000 ' die Chaussee benutzten,
Weggeld nicht zu bezahlen hätten . Der Ausschuß schlage nup
eine Entfernung von 6000 ' von der Hebestelle vor .und habe
er hiergegen Nichts zu erinnern . Dasjenige , was der Abg.
Brader  bemerkt habe , treffe also nicht zu , indem der Aus¬
schußantrag das jetzt Bestehende nur erweitere.

Abg . Rüder : Er wolle sich auch dafür aussprechen,
daß die Befreiung vom Weggelde nicht so weit ausgedehnt
werde , wie der Abg . Brader  cs zu wünschen scheine . Er
erinnere z. B . an die Verhältnisse in Bvckhorn , wo die Land¬

leute zum Theil weit entfernt liegende Besitzungen hätten;
früher hätten dieselben mit einem Wagen mühsam durch den
Sand bezw . Klei fahren müssen , während sie jetzt mit zwei
an einander gehängten voll beladenen Wagen die Chaussee
benutzen könnten . Daß sie dafür auch Cbauffeegeld bezahlten,
sei doch gewiß in der Ordnung . Ueberdies , wie wolle man
die Controle führen , ob Jemand , der vielleicht mehrere Chaussee¬
hebestellen unter diesem Vorwände frei zu pasflrcn beanspruche,
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wirklich jenseits derselben einen einzelnen Hamm besitze
oder nicht?

Abg . Strackerjan III . : Er glaube , daß man aus dem
vom Herrn Reg .-Commissair angeführten Grunde , Vaß cs
nämlich Praxis bei der Regierung gewesen sei , demjenigen,
welcher in einer Strecke von 5000 ' die Chaussee benutzt habe,
die Befreiung vom Weggelde zu ertheilcn , für den Entwurf
stimmen müsse . Es sei s. E . richtig , auf die Benutzung
Werth zu legen , und werde man beim Entwürfe noch besser
fahren als beim Ausschußantrage.

Abg . Selkmann II . : Er schließe sich dem Vorredner
an und wolle noch ein anderes Motiv anführen . Nach dem
Ausschußantrage solle derjenige , der innerhalb einer Viertcl-
meile von der Hebestelle wohne , von dem Weggeld frei sein,
und zwar , wie der Entwurf sage , nicht blos zum Zwecke der
Bewirthschaftung eigener,  sondern auch geheuerter
Ländereien . Mieihe nun Jemand in einer großen Entfernung
von seiner Stelle eine Wiese und bringe das Heu auf der
Chaussee nach Hause , so sei doch in der That kein Grund
einzusehen , weshalb dieser dafür kein Weggeld zahlen sollte.

Abg . Strackerjan ! . : Er empfehle sehr , den Ausschuß¬
antrag anzunehmen . Die Bestimmung im Art . 126 § . 1
sub in des Entwurfes sei dem bisher bestehenden entsprechend.
Bisher sei eine Befreiung von dem Weggelde nur für Die¬
jenigen ausgesprochen , welche in der Nähe der Hebestelle ge¬
wohnt hätten , gleichviel , wie weit sic die Chaussee benutzt
hätten . Diejenigen , welche eine solche Befreiung gewünscht
hätten , hätten sich an die Regierung gewandt , und diese habe
dann mit der Ruthe ausmessen lassen , wie weit das Hauö
von der Hedestelle entfernt gewesen sei. Um eine solche jedes¬
malige Ausmessung zu vermeiden , habe der Ausschuß den Vor¬
schlag gemacht , eine bestimmte Entfernung gesetzlich festzusetzen.

Berichterstatter Russell : Die Ansicht des Herrn Reg .-
Commissairs sei ihm bisher nicht bekannt gewesen und er¬
scheine eS auch ihm richtiger , auf die Benutzung zu sehen . Es
werde dies bei der zweiten Lesung berücksichtigt werden können.

Abg . Strackerjan I . : Er sei gerade entgegengesetzter
Ansicht . Es würben nur noch mehr Weitläufigkeiten herbei¬
geführt , indem dann bei jeder Stelle ausgemeffen werden müsse,
wie weit die Chaussee benutzt werde.

Reg .-Commissair Steche : Wenn er vorhin gesagt habe,
daß die Regierung bei Benutzung einer Strecke über 5000'
der Chaussee die Befreiung nicht ertheill habe , so sei dies nur
ein Beispiel . Das Princip sei, daß derjenige , welcher in der
Nähe der Hebestclle wohne , frei sein solle . Der Abg.
Strackerjan ! . habe das Bestehende auseinandcrgesetzt und
dabei werde es bleiben müssen.

Berichterstatter Russell : Er sei zu seiner Bemerkung
nur durch die Aeußerung deS Herrn Reg .-Commiffairs ver¬
anlaßt und habe er dieselbe gern im Interesse der Landwirth-
schaft acceptiren wollen.

Die Bcrathung wird geschlossen und der Antrag 215 s.
angenommen ; hierauf wird lit . in . im tz. 1 des Art . 126 mit
dieser beschlossenen Aenderung angenommen.

Antrag 2l6 und Art . 127 : Wie zu Antrag 212 ».
Antrag 217 , 217 a . und Art . 129 :
Abg . Selkmann ! ! . : Der Ausschuß finde , daß die im

Entwürfe festgesetzte Strafe von 5 «P dem angenommenen
Strassysteme nicht entspreche , und schlage daher vor , statt
dessen eine Geldstrafe von 10 gs. bis zu 20 oder Gefäng-
niß bis zu 14 Tagen . Er glaube jedoch , daß der Aus¬
schuß übersehen , daß hier ein anderer Fall vorliege . Es
handle sich hier nicht um eine Polizeiübertretung , sondern um
die Defraude einer Abgabe . Das System , welches der Aus¬
schuß vorschlage , treffe nach den bestehenden Gesetzen über
Abgabendcfrauden nicht zu , indem bei diesen eine feste Strafe,
daS 4 -, 5 - oder auch lOfache deS Defraudirten angedroht sei.
Zn sofern trete also der Ausschußantrag mit den bestehenden
Gesetzen in Widerspruch . Aber auch außerdem finde er den
Antrag 217 nicht angemessen . Er finde nämlich unter allen
Umständen eine Strafe von 10 gs. für eine Defraude zu
niedrig , halte aber auch unter allen Umständen daS ange¬
drohte Maximum von 20 für zu hoch . Es sei daher der
Antrag an sich nicht richtig . Da er aber zugebcn könne , daß
verschiedene Gründe der Strafbarkeit stattsinden könnten , so
sei er einverstanden , daß dem Gerichte ein Spielraum ge¬
lassen werde , aber nicht so groß ; er würde hier eine An¬
drohung von 1 — 5 für angemessen halten . — Weiter
halte er es nicht für richtig , daß statt der Geldstrafe so¬
gleich auf Gkfängniß erkannt werden könne . Die Ge-
fängnißstrafe müsse erst dann eintreten , wenn die Geld¬
strafe nicht beigctrieben werden könne . — Endlich mache er
darauf aufmerksam , daß der Antrag 217 nicht mit dem
Art . 129 , dessen Annahme der Ausschuß empfehle , übcrein-
stimme . Es heiße im Art . 129 , daß derjenige , welcher unbe¬
fugt einen Schlagbaum öffne , mit Geldstrafe bis zu 20 q/
oder Gefängniß bis zu 14 Tagen bestraft , und außerdem,
wenn er zugleich eine Defraudation begebe , die nach Art . 128
verwirkte Strafe verdoppelt  werden solle . Es werde also
die widerrechtliche Oeffnung eines Schlagbaums mit einer ge¬
ringeren Strafe bedroht , als die Defraubirung . Außerdem
würde es nicht passen , wenn es heiße , daß die nach Art . 128
verwirkte Strafe verdoppelt werden solle . Dies passe nur,
wenn eine feste Strafe festgesetzt sei. Da er nun vorgeschlagen
habe , eine Strafe von 1 — 5 festzusetzen , so werde , wenn
sein Antrag angenommen werte , auch der Art . 129 einer
Aenderung bedürfen . Er habe hiernach zwei Anträge zu stellen:

1) Im Art . 128 tz. 1 des Entwurfes werde vor 5 H
eingeschaltet : „ 1 bis " .

2 ) Im Art . 129 des Entwurfs werden die Worte „ be¬
straft—  verdoppelt " gestrichen und dafür gefitzt : » und
außerdem , wenn er zugleich eine Defraudation des
Weggelds begeht , mit einer Geldstrafe von 2 bis
10 q/ bestraft ."

Beide Anträge werden unterstützt und zur Bcrathung
verstellt.

Abg . Ahlhorn : Er sei mit beiden Anträgen des Abg.
Selkmann  einverstanden . Die absolute Strafe von 5
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wie der Entwurf sie habe , könne unter Umständen zu hoch
sein ; die Minimal - und Maximalsatze von 10 gs. bis 20 q/
des Ausschusses lägen zu weit auseinander ; 5 als Maxi¬
mum werde wohl ausreichend sei» . Auch damit stimme er
überein , daß das Minimum für eine Defraude nicht unter
1 festzusetzen sei , da sonst für 10 gs. Mancher leicht die
Umgehung der Hebestelle riskircn möchte.

Reg .-Commissair Steche : Es scheine auch ihm nicht
bedenklich , dem Richter hier einen Spielraum zu lassen , wie
der Antrag des Abg . Selkmann  es wolle,  und finde er
auch gegen die Änderung des Art . 129 Nichts zu erinnern.

Berathung geschlossen.

Berichterstatter Russell : Es sei richtig , daß bei den
Zolldefrauden feste Sätze bestimmt seien ; dies zwinge aber
nicht , dies auf die vorliegende Bestimmung auözudehnen.
Gegen die vom Abg . Selkmann  II . vorgeschlagenen Sätze
von 1— 5 habe er Nichts zu erinnern , wenn auch s. E.
an und für sich kein Grund vorliege , das richterliche Er¬
messen hier mehr zu beschränken als bei den Polizeiübcr-
tretungen . — Der Art . 129 müsse geändert werden , eS sei
dies vom Ausschuß übersehen ; es scheine ihm aber dann
besser, den letzten Satz ganz zu streichen , da nicht einzusehen
sei , weshalb diese Strafe verdoppelt werden solle , da hier
schon eine bestimmte Strafe bestehe . Er werde deshalb einen
Antrag hierauf stellen.

Der Präsident bemerkt , daß ein Antrag , da die We-
rathung geschlossen sei, nicht mehr zulässig sei.

Es wird zur Abstimmung geschritten und der Antr . 217
deS Ausschusses abgelehnt.

Hierauf werden die beiden Anträge des Abg . Sclk-
mann  II ., jeder in besonderer Abstimmung , nach einander
angenommen.

Hierauf wird der Artikel 128 mit der beschlossenen Mo-
disication in Gemäßheit des Antrages 217 a , zusammen mit
dem Artikel 125 , dem Artikel 126 in Gemäßheit der An¬
träge 215 und 215 s , dem Artikel 127 , dem Artikel 129
mit der beschlossenen Modifikation und dem Anträge 216
zur Abstimmung gebracht und werden sämmtlichc Artikel
resp . Anträge angenommen.

Der Antrag 218 wird ohne Debatte angenommen.
Zu Art . 131 «Antrag 219 , 220 , 221 ) :
Reg . - Eommissair Steche : Der Ausschuß möge Recht

haben , wenn er den Ausdruck des Artikels für nicht ganz
correct erkläre und statt „ betreffenden Gemeinden « gesetzt
wissen wolle „ diejenigen Gemeinden , in welcher die strafbare

Handlung begangen oder Unterlassung vorgckommen ist . "
Wolle er aber statt „ vorstehendem fünftem Abschnitt " setzen
,,in diesem Gesetze " , so trete er mit dem Art . 93 in Wider¬
spruch , in welchem cs sich um Geldstrafen in Bezug auf die
Beaufsichtigung der Wege handele . Die dort bestimmten
Strafen dürfe man nicht mit den hier bezeichnten vermi¬
schen . Er glaube daher , man müsse cs bei einer einfacher»
Rcdactionsändcrung bewenden lassen und beantrage demnach:

Zn der ersten Zeile werde statt „ in vorstehendem"
gesetzt „ in diesem . "

Berathung geschloffen.
Berichterstatter Russell : Er glaube auch , daß man den

Antrag des Herrn Reg . - Commissair wohl annehmen könne,
indem derselbe eine klare Fassung herbeisühre.

Der Antrag der Staatsregicrung wird angenommen,
womit der Antrag Nr . 219 erledigt ist . Die Anträge Nr.
220 und 221 werden ausgesetzt.

Zu Art . 132 ( Antrag 222 , 223 , 221 , 225 ) :
Präsident : Hier komme auch der zu Ari . 14 gestellte

Antrag Nr . 18 zur Berathung.
Reg .-Commissair Steche : Es sei durchaus nicht erfor¬

derlich und sogar bedenklich , in den H. 1 des Art . 132 das
Wort „ Verbreiterung " einzuschieben . Man könne Etwas
darin suchen , was gar nicht darin liege . Der Art . 78 handele
von der Instandsetzung der Gemeindcwcge nach den in den
Art . 62 bis 77 enthaltenen Vorschriften . Diese Artikel um¬
fassen Alles , was in die Instandsetzung und Unterhaltung
derselben hineinschlagc und auch spcciell die Verbreiterung.
Der Antrag sei also überflüssig.

Berathung geschloffen.
Der Ausschußantrag Nr . 222 wird angenommen . Die

übrigen Anträge Nr . 223 , 224 , der Antrag 18 und 225
werden ausgesetzt ; desgleichen darauf die Anträge 226 und
227 zu Art . 133 , sowie der Art . 134.

Zu Art . 135 ( Antrag 228 und 229 ) :
Reg .-Commissair Steche : Er wolle anheimgeben , eine

andere Fassung des Antrags zu bewerkstelligen . Der Aus¬
schuß wolle eine positive Vorschrift geben . Diese trete in
einem solchen Zwischensätze nicht gut hervor , und sei bester
am Schluß nachzusügen . Er beantrage daher:

Dem tz. 1 werde nachgefügt : „ Die Benachrichtigung
muß schriftlich durch das Amt erfolgen . "

Berichterstatter Russell : Er sehe keinen Unterschied in
dem Anträge des Reg . - Commiffairs und des Ausschusses.
Der Ausschußanrrag mache den tz. eben so klar . Zweifel
seien in der vom Ausschüsse empfohlenen Fassung nicht
möglich.

Berathung geschlossen.
Nach Ablehnung des Antrags des Reg . - Commissairs

wird der Antrag 228 angenommen , 229 ausgesetzt . Art . 136
ausgesetzt.

Zu Art . 137 ( Antrag 230 und 231 ) :
Vor „ Sachverständige " im Anträge Nr . 230 schaltet

der Berichterstatter Russell  ein „ zu wählende . "
Reg . - Commissair Steche : Er sehe keinen Grund zu

dem Ausschußantrage . Der tz. 2 schreibe ja ausdrücklich vor,
iver die Sachverständigen wählen solle . Er begreife deshalb
nicht , wie der Ausschuß dies habe dunkel halten können.
Dann habe der Ausschuß noch einen Punkt übersehen . Zu
Art . 132 sei beschlossen , daß auch ein Zwang zur Eigcn-
thumsabtrerung zum Zwecke der Feldwege statt finden solle
und der tz. 3 , welcher dies verneint habe , sei gestrichen . ES
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werde daher eine Ergänzung dahin nöthig sein . Bei Anle¬
gung von Feldwegen könne ferner noch der Fall Vorkommen,
daß eine Genossenschaft zum Zwecke der Anlegung eines Feld¬
weges erst gebildet werden müsse . Zn solchem Falle werde
zunächst bas in Art . 54 Dorgeschriebcne Stalt finden müssen.
Er halte «S für selbstverständlich , daß die Genossenschaft erst
wirklich gebildet sein müsse , um eine Enteignung beanspru¬
chen zu können , habe aber geglaubt , dies hier hervorheben
zu sollen . Dem Gesagten gemäß habe er folgenden Antrag
zu stellen:

Im §. 2 des Art . 137 werde:
1) am Ende der 4 . Zeile nach »Gemeinde " einge¬

schaltet : » wenn sie für einen Feldweg gefordert
wird , von der Wegegenossenschaft . "

2 ) in der 6 . Zeile , statt „ bezw . Gemeinderathe"
gesetzt : » bezw . dem Gemeinderathe oder der
Wegegenosscnschaft ."

Abg . Selkmann II . : Auch nach der Verbesserung deS
AusschußanlragS durch den Berichterstatter könne er densel¬
ben nicht für begründet halten . Der Entwurf sage ja ganz
unzweifelhaft , wer die Sachverständigen wählen solle . Wenn
der Abg . Russell  meine , nach dem Entwürfe könne cs
scheinen , als habe das Amt zu wählen , so vermöge er dieses
nicht einzusehen . Der Herr Reg .- Commissair habe auch schon
daraus hingewiesen , daß im tz. 2 des Art . 137 ganz unzwei¬
felhaft vorgeschriebcn sei , wer die Wahl vornehmen solle.
Die Hinzusügung des Worts »zu wählende « ändere an der
Sache gar nichts . Er werde deshalb für den Entwurf
stimmen.

Abg . Russell : Der erste Punkt sei unbedeutend , der¬
selbe betreffe nur eine Redaction . Der Ausschuß habe ge¬
glaubt , beim Lesen des ersten tz. 1 ohne den zweiten könne
man zu der Annahme kommen , als wähle baS Amt die
Sachverständigen . An und für sich sei der Gegenstand irre¬
levant . Die zweite Bemerkung des Herrn Reg .-Commissairs
halte er für begründet . Er empfehle deshalb den Antrag
desselben zur Annahme.

Berathung geschlossen.

Es wird det Ausschußantrag Nr . 230 abgelehnt , sodann
der Antrag der Stäalsregierung angenommen , womit der
Antrag 231 erledigt ist , und endlich der Entwurf , modisicirt
durch diese Beschlüsse , angenommen.

Art . 138 ( Antrag 232 und 233 ) :

Reg .-Eommissair Steche : Auch dieser Antrag (Nr . 232)
enthalte nur Redactionen , die gerade nicht richtig seien.
Wenn man auch hier nicht beim tz. 1 aufhöre zu lesen,
sondern den H. 2 mit lese, so seien dieselben überflüssig ; doch
habe er sachlich Nichts dagegen einzuwenden.

Berathung geschloffen.
Der Antrag 232 wird angenommen , 233 auSgesetzt,

desgleichen der An . 139 . Es kommen jetzt die ausgesetzten
Artikbl 139 , 138 . 136 , 135 , 134 , 133 , 132 und 131 mit
den zu ihnen beschlossenen Modificationen und in Gemäßheit

der zu ihnen gestellten Anträge zur Abstimmung . Dieselben
werden sämmtlich angenommen.

Art . 140 (Antrag 231 und 235 ) ausgesetzt ; desgleichen
Art . 111 und 142 . Dieselben werden sodann in gemeinsamer
Abstimmung angenommen.

Zu Art . 143 ( Antrag 236 und 237 ) :
Abg . Selkmann II . : Er könne hier dem Ausschüsse

nicht beiiretcn . Die Fassung desselben sei unklar und führe
zu einer von ihm nicht gewollten Auslegung . Wenn eS
heiße : » oder bei einer Abtragung zur vorübergehenden Be¬
nutzung die hierfür empfangene Entschädigung , so weit die¬
selbe für die dem Miether zustehende Benutzung gezahlt wird,
für die Zeit , während welcher der Gegenstand dem Miether
entzogen wird , auskehren " , so wisse man nicht , ob dies ein
bleibendes AuSkehren sei oder nur ein Auskehren für die Zeit,
während der dem Miether der Gegenstand entzogen sei. Er
beantrage daher folgende Fassung:

Im Art . 143 § . 1 b . werde vor „ 4 Proc . " einge¬
schaltet : »jährlich " — und das Wort „ jährlich " vor
„entrichten " gestrichen.

Nach Ablehnung des Antrags Nr . 235 wird der An¬
trag des Abg . Selkmann II . angenommen . Dann bringt
der Präsident den Art . 143 mit der beschlossenen Modifika¬
tion und den Art . 144 zur Abstimmung . Dieselben werden
angenommen.

Art . 145 ( Antrag 238 und 239 ) ausgcsetzt.
Zn Art . 146 ( Antrag 240 und 241 ) :
Reg . - Commissair Steche : Er gebe dem Ausschüsse

Recht , wenn derselbe sage , wenn es auf die Entscheidung
des Geldpunkts ankomme , müsse die Sache an die ordent¬
lichen Gerichte gehen . Was jedoch die Frage anlange , ob
eine Dienstbarkeit der früheren entspreche , so sei cs besser,
diese erst von Sachverständigen entscheiden zu lassen , in ähn¬
licher Weise wie in dem Art . 137 bestimmt sei. Sagen die
Sachverständigen , die Dienstbarkeit könne nicht mehr ausge¬
übt werden , oder die neu bestellte sei de » früheren nicht
gleich , so müßten die Gerichte eintreten . Zn der Praxis
werde sich auf diese Weise die Sache sehr leicht machen.
Er beantrage daher:

An die Stelle des §. 2 im Art . 146 treten folgende
Bestimmungen ein:

,-tz. 2 . Entsteht zwischen dem Dienstbarkeitsbe¬
rechtigten und dem Entschädigungsverpflichkcten
Streit darüber , ob die Dienstbarkeit nach der Ab¬
tretung noch in bisheriger Weise ausgeübl werden
kann oder ob die neu bestellte Dienstbarkeit der
früheren entspricht , so kommen auf diesen Streit
die Bestimmungen der Art . 137 — 140 einschließlich
zur Anwendung . Ueber den Betrag deS einlreten-
ben Falls zu leistenden Schadenersatzes entscheiden
die ordentlichen Gerichte . "

Hiernach solle also dasselbe Verfahren eintreten , wie bei
den Enteignungen . Wolle Jemand sich bei dem ersten Gut¬
achten nicht beruhigen , so könne er sich an das Amtsgericht
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wenden . Erklären dann die zweiten Sachverständigen , daß
er laedirt sei, so entscheiden die ordentlichen Gerichte über den
Betrag des ihm gebührenden Schadenersatzes.

Präsident : Der Herr Reg . - Commissair habe seinen
Antrag an die Stelle des Art . 148 in §. 2 des Entwurfs
gesetzt . Mit Zurücknahme des letzteren seien auch die zu
demselben gestellten Verbeffernngsanträge weggefallen.

Bcrathung geschlossen.
Berichterstatter Russell : Der Antrag der Staatsregie¬

rung sei wohl annehmbar . Die Sache werde in der Praxis
leicht erledigt und die Gerichte treten ein , wenn über das
Recht entschieden werden müsse.

Der Antrag der StaatSregierung wird angenommen,
Art . 146 ausgesctzt ; desgleichen Art . 147 , 148 , 149 , ISO
(Antrag 212 , 243 , 241 ) und 151 . Es werden darauf diese
Artikel so wie der vorher ausgesetzte Artikel 145 mit ihren
beschlossenen Movisicalioncn unb in Gemäßheit ihrer noch
auSgesetzten Anträge zur Abstimmung gebracht und ange¬
nommen.

Es kommt jetzt der bis zum Schluß ausgesetzte Art . 21
zur Berathung.

Der Berichterstatter Strackerjan  1 . verliest den Be¬
richt und den Art . 21 im Entwurf . Zu denselben sind vom
Ausschüsse 5 Anträge gestellt.

Reg .-Commiffair Steche : Die hier vorliegende Frage
sei eine der schwierigsten des ganzen Entwurfs . Der Aus¬
schuß habe dies auch in seinemBcricht über dieselbe anerkannt.
Der Commilsionsentwurf habe die staatliche Unterhaltungslast
einstweilen beibehalten müssen und dann nach dem Ablösungs¬
gesetz beseitigen wollen . Das Ablösungsgesctz enthalte Bestim¬
mungen , nach denen ähnliche Leistungen nach dem zwanzigfachen
oder fünfundzwanzigfachen Betrage sollen abgelöset werden
können . Dieser Entwurf sei den Aemtern und Gemeinden mit-
getheilt und von keiner Seite seien Bedenken gegen die Art
der Entschädigung geltend gemacht . Nachher sei man jedoch
zu der Ueberzeugung gelangt , daß die Ausführung von unend¬
lichen Schwierigkeiten und Weitläufigkeiten begleitet sein
würde und nran habe deshalb zu einem anderen Modus ge¬
griffen . Die StaatSregierung habe geglaubt , daß durch die
Bestimmungen im Entwurf den Gemeinden eine angemessene
Entschädigung werde gewährt werden , namentlich , wenn man
berücksichtige , daß die Gemeinden billiger bauen können , alS
der Staat , daß manche Höhlen wahrscheinlich überflüssig seien
und endlich , daß durch bas Staatsgrundgesctz auch manche
Verpflichtungen der Eingesessenen gegen den Staat ohne Ent¬
schädigung aufhobcn seien . Man habe geglaubt , man müsse
eine billige Entschädigung geben ; eine genaue , der ,Last ent¬
sprechende Vergütung lasse sich nicht wohl ermitteln , und man
könne darüber streiten , ob der Entwurf eine genügende Ent¬
schädigung gewahre oder nicht . Genau ermitteln lasse sich
dieser Umstand deshalb nicht , weil dabei die baulichen Zu¬
stände der sämmtlichen Baustücke zu berücksichtigen seien.
Wenn der Landtag den Entwurf annekme , so könne allenfalls
statt eines zwanzigfachen ein fünfündzwanzigfacher Betrag

angenommen werden . Es können jetzt auch die Bestimmun¬
gen unter e. 1 wegfallen , weil diese nach dem neu cinge-
brachtcn Art . 29 ihre Bedeutung verloren haben , und es
möge endlich gerechtfertigt sein , bei den unter b . 3 . genann¬
ten Baustücken statt Vr , Vs in Anrechnung kommen zu lassen.
Dies seien jedoch Fragen , die nur zu Raume kommen könn¬
ten , wenn der Landtag überhaupt dem Entwurf seine Zu¬
stimmung ertheilen wolle . Der Ausschuß habe nun dessen
Bestimmungen für unannehmbar erachtet , jedoch zwei ver¬
schiedene Ansichten ausgestellt . Möge das Princip , bas der¬
selbe aufstelle , an sich richtig seien , praktisch sei es jedenfalls
nicht , eine Ermittelung durch Sachverständige vornehmen zu
lassen . Ob für die Gemeinden der Entwurf oder das vom
Ausschüsse empfohlene Princip vortheilhafrer sei, sei jedenfalls
zweifelhaft . Was nun das Vcrhäitniß der beiden Ausschuß¬
anträge aniange , so gebe der Minderheitsantrag zu erkennen,
daß er keine vollkommene Entschädigung wolle . Diesem sei
der MehrheitSankrag vorzuziehen . Der letztere wolle das
Capital in der Art feststellen , daß dasselbe mit Einschluß der
aus ihm zu ziehen gewesenen , nach dem Zinsfüße von 4
zu berechnenden Zinseszinsen nach Ablauf des Zeitraums , den
das Baustück in seinem zur Zeit der Ermittelung vorhandenen
Zustande noch bis zum nächsten Neubau zu dauern verspreche,
zu einem Betrage hcrangewachsen sei, der hinrciche , um nicht
nur den unter 1 und 2 des tz. 1. III . ermittelten Betrag der
Neubauten zu bestreiten , sondern auch noch eine Summe
übrig zu behalten , deren Ertrag an Zinscszinsen nach Ablauf
des Zinsraums , den das Baustück nach einem Neubau in
seiner seitherigen Construclion muthmaßlich noch dauern werde,
die dann wiederum zur Ausgabe stehenden Neubaukosten unter
§ . 1 III . decken. Wenn der Landtag sich für den letzten An¬
trag entscheide , so werde derselbe jedenfalls einer Aenderung,
rcsp . Verdeutlichung bedürfen . Es sei nämlich auf den Werih
der alten Materialien bei einem Neubau kein Gewicht zu le¬
gen , zumal dieselben durch die Abbruchskosten in manchen
Fällen ganz absorbirt würden . Er schlage daher vor , die
Bestimmung unter 2 a in III . tz. 1 zu streichen . Tie Sache
werde dadurch vereinfacht . Ferner scheine es ihm zweifelhaft,
ob, wenn unter § . 1 III . 4. bloß von Zinseszinsen die Rede
sei, darunter auch die Zinsen begriffen seien . Außerdem sei
ihm noch in tz. 2 die Frage aufgestoßen , ob die Schätzer in
dem dort angeführten Falle endgültig entscheiden sollen oder
nicht . Endlich werde der §. 2 unter 2 deutlicher gefaßt
werden müssen . Es heiße dort : „ Die Regierung soll befugt
sein , im Falle ein Weg , in welchem ein Baustück , für wel¬
ches Entschädigung gegeben ist, liegt , später zu einem Staats-
Wege erhoben wird , die Rückzahlung des Enlschädigungs-
capitals für die übernommene Unterhaltungslast zum Vollen,
die Rückzahlung deS EntschädigungscapitalS für die Neubau¬
ten im Betrage derjenigen Summe zu verlangen , die unter
Zugrundelegung der im H. 1 unter III . 4 . gedachten Zins¬
rechnung nach Abrechnung der auf einen Neubau etwa ver¬
wandten Kosten noch vorhanden sein müßte " . Jedenfalls sei
es billig , wie auch der Ausschuß in seinem Anträge gesagt,
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den von einer Gemeinde etwa vorgenommcncn Neubau hier
in Anrechnung zu bringen . Es werde jedoch einer genaueren
Fassung bedürfen , damit das bezweckte Princip klar werde.
Es solle nämlich , wie er die Bestimmung verstehe , bei der
etwaigen Wiederübernabme von Seiten des Staats berechnet
werden , wie groß daS Capital (nach Zinseszinsen ) alsdann sei
und dann die Neubaukostcn abgezogen werben . Dem Ge¬
sagten zufolge schlage er folgende Vcrbesserungsantrcige zu
dem Majoritätsantrage vor:

Es werden die von der Mehrheit des Ausschusses vor¬
geschlagenen HZ. 1, 2 und 3 unter folgenden Aendc-
rungen angenommen:

im tz. 1 fällt der Satz unter III . 2 a . weg.
Es werden die von der Mehrheit des Ausschusses vor-
gescklagenen § § . 1, 2 und 3 unter folgenden Acnde-
rungen angenommen:

Im § 2 werde unter 2 der letzte Satz : „ die unter—
müßte " gestrichen und dafür gesetzt : „ welche sich er-
giebt , wenn dem Entschädigungscapitale die nach
dem Zinsfüße von 4 °/„ zu berechnenden Zinses-
zinscn vom Tage der Wirksamkeit dieses Gesetzes
bis zum Tage der Uebernahme des Baustücks von
Seiten des Staats hinzugerechnet werden , jedoch
unter Abrechnung der etwa inzwischen auf einen
Neubau verwendeten Summe . "

Berichterstatter Strackerjan I . : Was die Zweifel des
Herrn Regierungs Commiffairs anlange , so könne er Folgen¬
des enviedern : Den Ausdruck //Zinseszinsen " habe der Aus¬
schuß gebraucht , weil nach der Aussage eines Rechnungs¬
kundigen derselbe in der technischen Sprache die Zinsen mit-
befassc . Man könne jedoch der Deutlichkeit wegen dies noch
klarer ausdrücken . Was dann die im tz. 2 besprochenen
Schätzer anlange , so sei der Ausschuß allerdings der Ansicht,
daß dieselben endgültig entscheiden sollen . Auf die Anträge
des Herrn Regierungs -Eommiffairs brauche er nicht näher
einzugehen , weil sie eigentlich nur eine bessere Redaction be¬
zwecken . Der erste gewähre den Gemeinden einen unbedeu¬
tenden Vortheil . Für seine Person könne er demselben zu¬
stimmen . Der zweite Antrag habe einen bedeutenderen ma¬
teriellen Inhalt . Nach demselben sollen erst die Zinseszinsen
berechnet und dann die Neubaukosten abgezogen werden , wäh¬
rend nach dem Ausschußantrage die Neubaukosten sogleich in
der Berechnung der Zinseszinsen zur Abrechnung kommen.

Reg . - Commissair Steche : Es werde doch die Absicht
sein , daß die Zinseszinsen -Anrcchnung von dem Augenblicke
der lleberwcisung der Wege an die Gemeinden bis zu dem
Augenblicke , wo der Staat dieselben wieder übernehme , gehen
solle . Es soll das betreffende Capital berechnet und dann
der inzwischen etwa vorgenommenc Neubau abgerechnet wer¬
den . Das werde der Ausschuß gewollt haben , und dieö
werde durch die vorgeschlagene Aenderung der Fassung deut¬
licher ausgedrückt werden.

Abg . Brockhaus : Er glaube auch , daß in dem Mebr-
heitsantrage statt „ Zinsen " zu setzen sei „Zinsen und Zinses¬

zinsen " . — Was dann den § . 2 anlange , den der Herr Rc-
gierungs - Commissair so eben referirt habe , so handele derselbe,
wie man gehört , nur von solchen Baustücken , die in Wegen
liegen . Es seien nun recht wohl Fälle denkbar , wo ein sol¬
ches z. B . in einem Flusse , Bache oder Graben gelegen sei.
Es würde derselbe Fall , der unter tz. 2 . 2 behandelt werde,
auch betreffs eines so gelegenen BaustückS eintreten , wenn
vom Staate eine Kanalanlage zu Schifffahrts - oder Entwässe¬
rungszwecken unternommen würde . Damit man nun auch
hier eine entsprechende Bestimmung habe , beantrage er:

Zm tz. 2 werde unter Ziffer 2 hinter „ erhoben wirb"
gesetzt : „ oder im Falle ein Baustück wegen einer vom
Staate unternommenen Schifffahrts -, Entwässerungs¬
oder sonstigen Kanalanlage ( Art . 24 § . 1) entbehrlich
oder vom Staate wieder übernommen wird . "

Was dann die Entschädigungsfrage anlange , so habe er
darüber eine annähernde Berechnung aufgestellt.

Nach dem Mehrheits -Anträge solle den Gemeinden für
Uebernahme der Baustücke ein Capital gegeben werden , wel¬
ches mit Zinsen und Zinseszinsen zu 4 °/o nicht allein die
Kosten des Neubaues , welcher nach Ablauf des nach Ziffer 3 b.
ermittelten Zeitraums erforderlich sei, decke, sondern dann auch
noch eine Summe übrig lasse , deren Zinsen und Zinseszinsen
von einem Neubau zum andern jedesmal zum Betrage der
Kosten deS Neubau ' s , soweit dieselben nach dem Anträge zur
Anrechnung kommen sollen , hcrangcwachsen seien . Die Bau¬
stücke bestehen hauptsächlich aus hölzernen Brücken , steinernen
Brücken und Höblen und seien ihrer Zahl nach in der zu Seite
1474 der Abklatsche mitgetheilien Zusammenstellung angegeben.
Um nun annähernd die Größe der den Gemeinden nach dem
Mehrdeils -Antrage zu gewährenden Entschädigung zu berech¬
nen , mögen angenommen werden:

1) Für hölzerne Brücken:

g . die Kosten des Neubau ' s , soweit dieselben hier in
Betracht kommen , durchschnittlich zu 500

b . die Dauer der Brücken von einem Neubau zum
andern zu 40 Jahren,

c . die Dauer bis zum nächsten Neubau zu durch¬
schnittlich 20 Jabren;

2 ) für steinerne Brücken:

s . die Kosten des Neubau 's , soweit dieselben hier in
Betracht kommen , durchschnittlich zu 800

b . die Dauer der Brücken von einem Neubau zum
andern zu 150 Jahren,

c. die Dauer bis zum nächsten Neubau zu durch¬
schnittlich 75 Jahren;

3 ) für Höhlen:

a . die Kosten des Neubau 's , soweit dieselben zur An¬
rechnung kommen , zu 30 «P,

d . die Dauer von einem Neubau zum andern 20
Jahre,

e . die Dauer bis zum nächsten Neubau zu durch¬
schnittlich 10 Jahren.
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Führe man hiernach die Rechnung , so ergebe sich, daß
folgende Kapitale den obigen Bedingungen entsprechen:

1 ) für hölzerne Brücken ein Capital von . . 290 -̂
2 ) für steinerne Brücken ein Capital von . . 45 „
3 ) für Höhlen ein Capital . . . . . . . 29 //

Bei den steinernen Brücken kommen nur 2 ^ «P auf die
Kosten des alle 150 Jahre erforderlichen Neubaues , indem
dieser Betrag mit Zinsen und Zinseszinsen in dem angegebe¬
nen Zeitraum zu ca . 800 heranwachse^

Unter Zugrundelegung obiger Durchschnittssätze und Hin¬
zurechnung eines angemessenen Capitalsbetrages für die Unter¬
haltung der Baustücke , ergebe sich, wenn der Antrag der
Mehrheit angenommen werde , die an die Gemeinde zu zahlende
Entschädigung zu 50,000 bis 60,000 Er werde , da ihm ein
Anspruch der Gemeinden auf so hohe Entschädigungen , wie
sie die beiden Ausschuß -Anträge und auch der Entwurf wollen,
nicht ganz klar sei, und da außerdem die Entschädigungen
nicht nach richtigen Principien und ohne Prägravalionen der
einen Gemeinde gegen die andere ausgemittelt werden sollen,
gegen sämmtliche Anträge stimmen , obgleich er augenblicklich
nicht in der Lage sei , etwas Besseres anzugebcn . ES sei viel¬
leicht zweckmäßig , daß der Ausschuß den Gegenstand noch
einer weiteren Prüfung unterziehe.

Abg . Hobbte : Er glaube , daß für die Unterhaltungslast
des Staats betreffs der Brücken und Höhlen von den Ge¬
meinden Gegendienste geleistet seien . Die jetzige Staats¬
regierung werbe eine ähnliche Last jedenfalls nicht unentgelt¬
lich übernehmen und sic werde cs früher auch wohl nicht
gethan haben . Im Falle der Annahme des Mehrheitsantrags
werde Niemand gedrückt , der Staat gewinne 20 °/ , und werde
von der kostspieligen Last befreiet . Werde der Minoritäts¬
antrag angenommen , so wisse er nicht , ob der Landtag sich
noch auf dem Rechtsbodcn bewege.

Abg . Ahlhorn : Er halte den vorliegenden Gegenstand
der Beralhung auch für sehr schwierig und wichtig . Deß-
ungeachlct sei ec mit sich im Klaren . Er werde nämlich für
den Majoritälsantrag stimmen . Er halte es nicht gerecht¬
fertigt , daß der Staat ohne Weiteres den Gemeinden eine
solche Last aufbürde . Man möge hier von Exemtionen reden,
er glaube nicht , daß hier solche in Frage stehen . Die Sache
liege hier ganz anders als in dem Art . 29 . Da habe den
Städten die Unkerhaltungspflicht obgelegen . Er gönne den
Städten diesen Vortheil gern ; aber man müsse dann auch
den Landgemeinden nicht ungerecht werden . Ortschaften wie
Delmenhorst und Westerstede werden jedenfalls als geschlossene
Orte angesehen - Es werde ihnen also ein großer Vortheil
zu Gute kommen , wohingegen man den armen Landgemeinden
Alles aufbürdcn wolle . Er wolle ein cclatantes Beispiel an¬
führen , wie ungleichmäßig in dieser Beziehung die verschiede¬
nen Ortschaften manchmal gestellt seien . Ueber Wiefelstede
führen zwei Postwege , der eine nach Ostfriesland , der andere
nach Barel . Man habe nun Chausseen gebauet , von denen
die eine über Zwischenahn , die andere über Rastede gelegt
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sei ( auS welchen Gründen wisse er nicht , wolle er auch nicht
erörtern ). Es seien nun vom Staate in Wiefelstede Brücken
angelegt . Nach Publikation dieses Gesetzes würden also der
armen Gemeinde , welche schon durch die Verluste ihrer Haupl-
wege gedrückt sei , auch noch diese Unterhaltungspflicht zur
Last fallen . Die Brücke in Rastede werde natürlich der Staat
unterhalten müssen . Durch den Entwurf und den Minder-
heitsantrag werde man solche Ungleichheiten Hervorrufen , nament¬
lich zwischen den Orten , die an einer Kunststraße liegen und
den anderen . Die ganze Taxe , welche der Entwurf angebc,
sei incorrect . Die Summe , welche sich nach dem Majoritäts-
antrage Herausstellen werde , sei nicht bedeutend . In der
Marsch wolle derselbe den unschuldigen Sielachten eine große
Last aufbürdcn , die überhaupt schon überlastet seien . — Er
könne die Sache um so unbefangener beurtheilen , als die
Gemeinde Jade garnicht belheiligt sei. — Das Schätzen durch
Sachverständige an sich könne er nur billigen , wenngleich es
hier auffallen müsse , daß die Gemeinde immer in der Mino-
rüät sei. Außerdem sehe er gern die Bestimmung gestrichen,
daß ein Schätzer aus den Mitgliedern der Weg - und Wasscr-
bau -Dircction gewählt werden solle . Diese Leute seien über¬
haupt häufig so sehr in Anspruch genommen , daß man fort¬
während neues Personal anstellen müsse.

Abg . Selkman « ll . : Auf die Prinzipien -Frage wolle
er nicht weiter eingehen , sondern nur kurz feine Abstimmung
motiviren . Ein Jeder werde sich auch schon wohl eine feste
Ansicht gebildet haben . Er werde nämlich weder für den
Entwurf , noch für irgend einen Antrag des Ausschusses
stimmen . In beiden herrsche nämlich keine Konsequenz , son¬
dern eine Willkür . Er folgere zunächst so. Das Gesetz weise
im Allgemeinen die betreffende Last den Gemeinden zu . Wo
liege denn der Gr .und , daß man denselben da , wo früber
gerade ausnahmsweise der Staat  verpflichtet gewesen sei,
eine Entschädigung wolle angedcihen lassen , in den anderen
Fällen nicht ? Er sehe fürwahrckeinen Grund , hier verschiedene
Grundsätze anzuwenden . Wolle man überhaupt entschädigen,
so müsse dies allgemein geschehen , sonst aber gar nicht . Dann
wolle man bloß für die Brückenlast entschädigen , warum denn
nicht in anderen Fällen ? Seines Erachtens liege dem ganzen
Bestreben die so verbreitete Neigung zu Grunde , mit der
Staatscasse freigebig umzugchen . Es sei hohe Zeit , eine solche
Neigung einmal zu unterdrücken . Man höre ein allgemeines
Klagen über den Finanzzustand und deßungeachtet wolle man
unnütze Ausgaben machen . Er würde allerdings Nichts da¬
gegen einwcndcn , wenn der Staat den Gemeinden für die
von denselben übernommene Last eine billige Vergütung zu¬
wendete ; aber in der vorgeschlagenen Weise könne man nicht
vorangehen . Der Abg . Brock Haus  habe die Summe auf
60 .000 H angeschlagen , von Technikern werde dieselbe auf
100 .000 -q/ taxirt . Er könne zu solchen Ausgaben die Hand
nicht bieten.

Abg . Braver : Die Berechnung deS Abg . Brock Haus
werde wohl etwas zu hoch gegriffen sein . Derselbe schlage
die Brücken zu je 500 an . In dem Distrikte , in dem
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er wohne , sei keine so lheuere . Diese Staaksausgabe werde
ja außerdem gar nicht drücken !! sein , wenn man nur bei den
andern sparsam fei . Zudem wisse man augenblicklich keinen
besseren Weg . Wenn der Gegenstand nochmals an den Aus¬
schuß zurückgehe , so komme man auch nicht weiter . Darum
werde er für den Mehrheitsantrag stimmen , zumal da er
glaube , daß der Staat nicht dadurch zu Schaden komme.

Abg - Brockhaus : Ucber den Preis der Brücken habe
er sich an wohl unterrichteten Stellen erkundigt . Der ange¬
gebene Durchschnittspreis werde daher wohl ziemlich richtig
sein . Es gebe natürlich manche billigere Brücke , aber auch
manche theuere.

Abg . Selkmann U . : Der Abg . Braver  irre , wenn
er glaube , daß , falls Alles abgelehnt werde , die Sache noch¬
mals an den Ausschuß zurückgehe . Es werde dann mit
Art . 19 unter ll. gerade so gehalten wie unter a . Wenn
man einen besseren Vorschlag wisse , so könne man vielleicht
darauf eingehen , so müsse er Alles ablehnen.

Abg . Ahlhorn : Unnütz könne man die fraglichen Aus¬
gaben nicht nennen , wie der Abg . S el kmann  II . thue . Der
Staat könne die Brücken ja behalten ; er würde gern dafür
stimmen . Consequentcr Weise hätte der Abg . Selkmann  H.
auch widersprechen müssen , alS man beschlossen habe , daß der
Staat den Städten die Unterhaltungslast abnehmen solle.
Den armen Landgemeinden wolle man Alles aufbürden.

Abg . Russell : Man könne darüber kaum streiten , ob
der bisherige Anspruch der betreffenden Gemeinden auf Unter¬
haltung der Brücken und Höhlen von Seiten des Staats
ein privatrechtlicher sei oder nicht . Er sei der Ansicht , daß
eine Gemeinde den Staat gerichtlich zwingen könne , seiner
Verbindlichkeit nachzukommen und daher sei wohl unzweifel¬
haft der fragliche Anspruch für einen privatrechtlichen zu hal¬
ten . Auf den Ursprung deS Rechts komme hier Nichts an.
Es wäre möglich , daß für den Staat früher kein Rechtsgrund
vorhanden gewesen , die Brücken und Höhlen der Gemeinden
zu unterhalten . Jetzt hätten die Gemeinden in der Lange
der Zeit ein Recht auf diese Unterhaltung erworben und er
möge nicht gern Privatrcchte ohne Entschädigung aufheben.
DaS sei eine gefährliche lcgislativische , Tätigkeit . Der Abg.
Selkmann  II . werfe dem Ausschüsse Jnconsequenz vor,
weil Privatpersonen keine Entschädigung zahlen sollten . Die
Sache liege hier doch etwas anders . Das Slaatsgrundgesctz
mache die Gemeinde -Lasten für Alle gleich . Derjenige also,
welcher ohne nachbargleiche Verpflichtung eine Last der Ge¬
meinde zu tragen habe , müsse davon befreit werden . Das
treffe nicht beim Staate zu . Der Majoritätsantrag verfolge
daS rechte Prinzip und könne darnach nach keiner Seite hin
ungerecht verfahren werden . Nach dem Entwürfe sei die
Größe der Entschädigung vom Zufalle abhängig , je nachdem
eine Brücke schon lange gelegen oder nicht . Bald werde eine
sehr hohe , bald eine sehr niedrige Entschädigung gezahlt wer¬
den müssen . Der Mehrheitsantrag enthalte ein Prinzip,
nach welchem alle Entschädigung gleichmäßig zu ermitteln
ei . Keine Gemeinde werde sich beschweren können , daß sie

eine geringere Entschädigung als eine andere erhalte . Die
Berechnung sei so, daß der Staat immer 20 °/g und außer¬
dem die Beaufsichtigungskosten prositiren müsse . Er glaube
auch nicht , daß die vom Staate zu zahlende Entschädigungs¬
summe so hoch ausfallen werde . Auf welchen Voraussetzun¬
gen die Berechnung des Abg . Brockhaus  beruhe , wisse er
nicht . Er begreife jedoch nicht , wie derselbe ohne nähere Un¬
tersuchung der Baustücke die Entschädigungssumme berechnen
könne . Er habe auch gerechnet und gefunden , daß für eine
Brücke , die 1000 -^ gekostet , 16 Jahre gelegen , nach 50 Jahren
neu gebaut werden müsse und jährlich 5 an Unterhaltung
koste , an Entschädigung etwa 360 nach dem Majoritäts-
antrage bezahlt werden mußten . Ein Capital auf Zinses¬
zinsen gelegt , wachse mit unglaublicher Schnelligkeit . Möge
man praktisch sich auch nicht immer Zinseszinsen berechnen
können , in der Theorie müsse man hier dieselben bei Aus¬
rechnung des EnlschädigungScapitalS annehmen , weil sie in
der That den Gemeinden zu Gute kämen.

Abg . Selkmann II . (nachdem der Präsident ihm zum
dritten Male das Wort zu einer thatsächlichen Berichtigung
ertheilt hat ) : Der Abg . Ahlhorn  habe gesagt , man wolle
den armen Landgemeinden Alles aufbürden und ferner hervvr-
gehoben , daß er (Redner ) consequentcr Weise auch Widerspruch
hatte erheben müssen , als man den Städten eine Last in dieser
Beziehung abgenommen habe . Er erinnere daran , daß eS
auch viele Fälle gebe , wo den Städten jetzt neue Verpflich¬
tungen zur Last fallen . Sv verliere z. B . Oldenburg eine
Brücke , die dasselbe seither unterhalten , an den Staat , über¬
nehme dagegen vom Staate 3 volle und 3 halbe Brücken in
den Nebenstraßen . So gleiche sich dieses wieder aus und der
Abg . Ahlhorn  könne doch wohl von einer Jnconsequenz
nicht sprechen.

Berathung geschlossen.
Der Präsident bringt zuerst die Minderheitsanträge

(Nr . 2 , 3 und 4 ) zur namentlichen Abstimmung ; dieselben
werben mit 32 gegen 8 Stimmen abgelehnk.

Für dieselben stimmten die Abgeordneten:
Lengler , Müller , Rüd ebusch , Struthofs , Abels,

Bartel , Brörmann , Frank.
Dagegen die Abgeordneten:
Noell , Oetkcn I ., Oetken  II ., Rüder , Russell,

Sägelken , Selkmann I ., Selkmann  II ., Stracker-
jan I . , Strackerjan  II ., Strackerjan  III . , Millers,
Wulfs , Ahlers , Ahlhorn , Barlcbcn , Bödeker,
Braver , Bramlage , Brockhaus , Brunkhorst,
Bunnies , Dannenberg , Driver , Flor , Görlitz,
Greverus , Hardt , Heye , Hobbie , Kaiser , Kläve-
mann.

Abwesend waren die Abgeordneten:
Franksen , Gerdes , Lehmkuhl , Lüerßen , Olt¬

manns , Schwegmann , Werner,  Wichmann.
Darauf werden die beiden Verbefscrungsantrage deS

Reg .-EommissairS zum Mehrheitsantrage nach einander ab-
gelehnt , dann desgleichen der Antrag des Abg . Brock Haus
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zum Mehrheitsantrage und endlich der Mchrheitsantrag 101
selbst in namentlicher Abstimmung mit 21 gegen 18 Stimmen.

Für den Antrag stimmten die Abgeordneten:
Oetken 1., Rüder , Russell , Sägelken , Stracker-

jan I., Strackerjan  II ., Strackerjan  III ., Millers,
Ahlers , Ahlhorn , Barleben , Böd^ ker , Braver,
Brunkhorst,  Flor , Hobbie,  Kaiser , Lcngler.

Dagegen die Abgeordneten:
Oetken  II . , Rüdebusch , Selkmann I. , Selk-

mann  II ., Struthofs , Abels , Bartel , Bramlagc , Brock¬
haus , Brörmann , Bun nies , Dannenberg , Driver,
Frank , Görlitz , Grevcrus , Hardt,  Heye , Kläve-
mann , Müller , Noell.

Abwesend waren die Abgeordneten«
Franksen , Geldes , Lehmkuhl , Luerßen , Olt¬

manns , Schwegmann , Werner , Wichmann , Wulff.
Darauf kommt der Antrag des Abg.  Brockhaus zum

Art. 21 zur Abstimmung. Nach Ablehnung desselben wird
auch der Art. 21 selbst zur Abstimmung gebracht und ab¬
gelehnt. '

Darauf stellt der Präsident den noch ausg-ffetzten Antrag
Nr. 31 zur Berathung. Der Ausschuß hat für denselben
folgenden Antrag gesetzt:

8. An die Stelle des 2. Absatzes des Z. 1 des Ent¬
wurfs werde Folgendes gesetzt:

„Dasselbe gilt von solchen Brücken und Durchlässen,
welche im Grund- oder Oberbau mit anderen dem
Wege fremdartigen Werken(z. B . Schleusen, Müh¬
len, Stauanlagen)  baulich verbunden sind, in
soweit als die zur Brücke oder zum Durchlässe ge¬

hörigen Theile nicht abgesondert von den sonstigen
Theilen des verbundenen Werks unterhalten werden
können. Welche Theile der Brücke oder des Durch¬
lasses hiernach von dem Eigenthümer des verbunde¬
nen Werks zu unterhalten sind, soll durch Sach¬
verständige unter Anwendung der Bestimmungen
der Art. 137 bis 140 incl. scstgestellt werden.

Dieser wird ohne Debatte angenommen.
Damit ist dieser Gegenstand erledigt.
Der Präsident zeigt daraus an, daß während der Sitzung

ein Schreiben der Staatsregierung, betreffend daS allgemeine
deutsche Handelsgesetzbuch, eingegangen sei. (An den com-
mercicllen Ausschuß.)

Nächste Sitzung morgen, den 28. Mai, 10 Uhr Morgens.
Tagesordnung:

1) Fortsetzung der heutigen Tagesordnung.
2) Bericht des Finanzausschusses, betreffend die Kosten

der Abschließung des Freihafens Brake.
3) Bericht des Ausschusses, betreffend die Wahl dcS

Provinzialraths in den Fürstenkhümern Lübeck und
Birkenfeld.

4) Bericht des Finanzausschusses, betreffend den Vau
eines Weibergefängnisseszu Vechta.

5) Desgleichen, betreffend die Regulative für den dauern¬
den Bedarf an Gehalten und Geschäftskosten in der
Forstverwältung des Fürstcnthums Birkcnfeld.

Schluß der Sitzung 2*/z Uhr Nachmittags.
Die Berichterstatter:

v. Buttel und Bartel.
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